Protokoll des Trinationalen Treffen des Koordinationskreises A – CH – D – F „Armut – Ungleichheit-Prekarisierung“ am 19.2.2016, von 10:30 – 16:30, in der Aula 125 der FHNW in Basel


1. 
Sozialhilfekonferenz Basel, Geschichte und Auswirkungen (Hans Georg 
Heimann - Kontaktstelle für Arbeitslose, Christoph Ditzler – Planet 13)

Die Sozialhilfekonferenz Basel wurde aufgrund zunehmender Verschärfungen in der Sozialhilfepraxis ins Leben gerufen. Zusammengesetzt aus Betroffeneninitiativen, unabhängigen Organisationen und der Leitung der Sozialhilfe ist sie für die Schweiz einmalig. In diesem Rahmen ist es gelungen, dass sich unterschiedliche Akteure gemeinsame, politische Mitsprachemöglichkeiten erschliessen konnten und politische Prozesse in Gang brachten. Forderungen, wie z.B. die Steuerbefreiung des Existenzminimums (Steuerreform), waren erfolgreich. 

Die Zusammenarbeit zwischen Selbsthilfeorganisationen, Gewerkschaft (IGA), Planet13, u.a. führte allgemein zu einer soliden Präsenz unabhängiger Akteure im Sozialbereich und zu politischer Einflussnahme in Basel Stadt. Es entstand die „Liste13 gegen Armut und Ausgrenzung“. Bereits im ersten Wahljahr erzielte sie einen überraschenden Erfolg.

Die nationale Vernetzung mit anderen Akteuren ist beschränkt. Nicht zuletzt aufgrund der kantonal sehr unterschiedlichen Sozialhilfepraxis. Es gibt in der Schweiz kein verpflichtendes Sozialhilfegesetz.

M. Gloor schildert ihre Sicht auf die gegenwärtige politische Agenda der schweizerischen Gewerkschaften. Armutspolitik sei für diese hierzulande kein Thema (Ausnahme Gewerkschaft IGA). Die zunehmende Abwanderung von schweizerischen Unternehmen und Massenentlassungen nehmen seit einiger Zeit deutlich zu.

Diskussion:




· CH: Die kantonal unterschiedliche Sozialhilfepraxis erschwert eine nationale Vernetzung und Zusammenarbeit der Akteure. Forderung für ein nationales Sozialhilfegesetz.

· Auftrag von Gewerkschaften – Sicherung der Arbeisplätze/Löhne und/oder Armutspolitik?

· Automatisierung und Ausgrenzung werden als Kernthemen für die Zukunft gesehen.

· Es sei wichtig, offensiv mit den Themen Ungleichheit, Armut u.Prekarisierung umzugehen und den Bildungsprozess voranzutreiben.

· Die Fachhochschulen sind Teil des öffentlichen Bildungsprozesses – wie wird dieser von ihnen so gefördert und unterstützt, dass unabhängige Initiativen und die Sicht der Betroffenen vermehrt ins Bewusstsein rücken? Es gibt nur vereinzelt Berührungspunkte zwischen Selbsthilfeorganisationen und Praktikanten u. Praktikantinnen während der Ausbildungszeit.

· Ungleichheit, Armut u. Prekarisierung nehmen in ganz Europa zu. Eine zunehmende Verarmung der Arbeiter/Innen ist deutlich wahrnehmbar.
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2. Informationen aus A – CH – D – F

A(Voralberg): 
keine Armutskonferenz von unten, sondern eine Konferenz von „unabhängigen Experten“. Ziel: Sozialpolitische Diskussion in Gang zu setzen. Öffentlichkeitsarbeit. Interdisziplinäre Zusammensetzung. Aktuell gibt es keine soziale Bewegung der Betroffenen. Momentan keine Möglichkeiten der Mobilisierung.


Aktuelle Debatte zu Mindestkürzungen -> Deckelung. Umkehrung der Kürzung in die Forderung nach Lohnerhöhung. Starke wirtschaftspolitische Argumentation. Löhne müssen erhöht werden für das Abstandsgebot zwischen Löhnen/Mindestsicherung. Tagung in Bregenz 22. und 23. April 2016 „Sozialstaat Zukunft: es geht nur anders“. Thematisierung von wirtschaftspolitischen Aspekten wie „Krisen-Management“ und keine absehbare Verbesserungen. 


Es gibt auch eine nationale Armutskonferenz in A, die medial gut präsent ist. In den einzelnen Bundesländern sind die Armutskonferenzen sehr unterschiedlich organisiert. Die Voralberger Armutskonferenz ist die „frechste“. Es wird viel in Recherche investiert und es ist gut begründet, wenn etwas rausgeht.

CH: 
Abstimmungsresultate 28. Februar 2016 zur Durchsetzungsinitiative mit weitreichenden Folgen. Die Flüchtlingspolitik wird verknüpft mit vielerlei sozialen Problem, welches insbesondere durch die Presse so gefördert wird.


Die MigrantInnen sind nicht wirklich willkommen. Bsp. Wohnungsvergabe und Wohnungsnot in Basel. Wer nicht zu uns gehört hat nichts zu gute. Sockelarbeitslosigkeit ist noch immer ein nicht durchwegs anerkanntes Problem seitens der nationalen öffentlichen Verwaltung. Mehr Druck auf Armutsbetroffene durch Umsetzung der revidierten SKOS-Richtlinien, mehr Repression auch im Rahmen der Durchsetzungsinitiative/Ausführungsgesetz der Ausschaffungsinitiative. Aktuelle verschiedene nationale Gesetzesrevisionen z.B. Ergänzungsleistungen zur AHV/IV. Entscheide kommen nicht nur auf parlamentarischem Weg zustande. Abstimmung zu Bedingunslosem Grundeinkommen: in der Diskussion vollkommen ausgeblendet werden Gesellschaftsmodelle. 

Die Armutskonferenz von Basel ist in der Schweiz einzigartig, was die basisdemokratische Organisationsstruktur und die Initiative und Eigenvertretung der Betroffenen betrifft. In anderen Kantonen treffen sich unter der Bezeichnung „Sozialkonferenz“ die Vertreterinnen und Vertreter der kommunalen und kantonalen Behörden (z.B. im Kanton Zürich). Betroffene haben in diesen Gremien kaum eine Vertretung. Im Rahmen der Umsetzung der Gesamtschweizerischen Armutsstrategie werden Armutsbetroffene einbezogen bzw. konsultiert. In der Armutsberichtserstattung des Kantons Berns werden die Sicht und die Erfahrung der Betroffenen ebenfalls berücksichtigt. Die überkantonale Vernetzung ist jedoch wenig ausgeprägt.

F: 
Maison de Citoyennete Mondiale in Mulhouse (http://base.d-p-h.info/fr/fiches/organisme/fiche-organisme-936.html) ist eine Vereinigung mit verschiedenen Organisationen unter einem Dach. Es ist ein Begegnungsort von Armutsbetroffenen und Nicht-Armutsbetroffenen, die sich monatlich treffen und an gemeinsamen, individuellen Lösungen arbeitet (z.B. zum Thema Prekarität oder Erwerbslosigkeit). Jeder berichtet aus seiner Perspektive. Auch regelmässige Treffen mit dem Vertreter der Arbeitsagenturen (?). Hier geht es um kollektive Aktionen und Lösungen. Die 40 Arbeitslosenkommittees werden in Paris koordiniert. Es ist schwierig, eine positive Medienpräsenz zu erreichen. Es werden Arbeitszentren besetzt und das Gespräch mit den verantwortlichen Direktionen gefordert. Aber der Zentralismus ist eine grosse Herausforderung für die Mobilisierung. Sozialhilfebeziehende müssen 7h Arbeit leisten. Die Vereinigung gibt es seit 25 Jahren, gewachsen aus der Erwerbslosenbewegung. Bis jetzt hat es noch keine Verbesserung der Situation gegeben. Es sind viele kleine Initiativen und Gruppierungen, bestehend aus wenigen Personen.

D: 
Internationales Netzwerk HOPE. Entstanden in Kopenhagen, in Kooperation mit einer lokalen Obdachlosenorganisation. HOPE ist inzwischen eine NGO. Österreich, Norweger und ein Ire sind aktuell im Vorstand. Letztes Jahr ein Treffen in Deutschland. Es gibt einen Flyer. 


Keine funktionierende Betroffenenbeteiligung nur in Baden-Württemberg.


Armutsindustrie von Spitzenverbänden: Mit der Not der Menschen werde Geld verdient. Anlass zur Hoffnung: An der nationalen Armutskonferenz sind Betroffene beteiligt. Landesarmutskonferenz lak-bw. Siehe Handout von Roland Saurer. Aktuell: Publikation des Armuts- und Reichtumsberichts 2015


(https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Anhang_PM/Armuts_und_Reichtumsbericht_25_11_2015.pdf). 6-7 regionale Armutskonferenzen sind unter dem Dach der nationalen Armutskonferenz zusammengefasst. 

3. Schlussrunde mit Vorschlägen zum weiteren Vorgehen
· Sozialberichtserstattung: Wie steht es in der Schweiz und in Österreich um die Sozialberichtserstattung? Auch um die Folgen von Kürzungen und Repressionen aufzuzeigen.

· Armutspolitik durch Armutsbetroffene: Vernetzung, Weiterbildung, etc. für Armutsbetroffene

· Deutschland aktuell: Hartzgesetze sollen verschärft werden. Forderung nach. Montagsdemo von der Linken

Abschaffung von Hartz IV und repressionsfreie Sozialberatung

· Weitere Klärung nötig: Was bringt ein interregionalesTreffen?

Was ist unser gemeinsames Thema? Hinweis: Wir befinden uns in einem Lernprozess.

· Erfahrungen der FHNW zu User Involvement in der Lehre unter dem Titel. Begrenzungen liegen in den gegenseitigen Verletzbarkeiten, sowohl auf Seiten von Hochschuldozierenden wie auch der Betroffenen. Ein Austausch darüber wäre fruchtbar.

· Pressemittteilung verfassen, mit positiven Aspekten aus allen vier Ländern; Armut ist ein politisches Problem. Erwerbslose als Teil der Gesellschaft. Wer von den Betroffenen macht mit?

· Vorschlag aus Mulhouse: Kleine Informationskanäle sollen sich zusammenschliessen, gemeinsame Auftritte, um für die Armutsthematik zu sensibilisieren.
· Aktionswoche der LAK Baden Württemberg vom 17. – 22. Oktober 2016 Motto: „Es reicht – Es reicht für alle“ als Anlass für ein weiteres Ländertreffen http://www.landesarmutskonferenz-bw.de/?page_id=234 
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